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Irene Schneider, Göttingen

Recht und Geschlechterordnung:
Gesellschaftliche Debatten um die

[zul'-Scheidung in Palästina 2012-2014

1. Einleitung

Am 20. August 2012 erließ der Diwän Qär;lial-Oudät der West-Bank (Palästina)
unter Vorsitz des Oberrichters, des Qär;li al-Oudat, Yüsuf Id 'is, eine Regelung
(arab , ta 'm im 59/2012) zur sogenannten Loskaufscheidung, der lJuf -Scheidung.'
Dieser Regelung zufolge konnten nun Frauen gerichtlich die Scheidung gegen
Bezahlung einer Summe, die im Allgemeinen die Brautgabe (arab. mahr) umfasst,
auch gegen den Willen des Ehemannes erwirken. Sie revidierte bzw. ergänzte
damit faktisch das auf der West-Bank geltende Jordanische Personenstandsrecht
(JPSR) aus dem Jahr 1976,2 welches in Art. 102 festhält, dass hu! ' nur bei gegensei­
tigem Einverständnis der Ehegatten gerichtlich erwirkt werden kann. Anders als
im ägyptischen Gesetz von 20003 wurde dieses Recht auf de r West-Bank Frauen
nur vor dem Vollzug der Ehe (arab. qablaad-dulJül) zugestanden.

Zum Text dieser Regelung s.: http: //kudah.pna.ps/userfiles /file/%D8%A7%D9%84%
D8%AE%D9%84%D8%B9%281%29.jpg (abgerufen am 04. Januar 2016). Der vorlie­
gende Artikel ist Teil einer in Arbeit befindlichen Monographie zum Thema .Gender
and Law in Palestine" (Erscheinen 2017). Das Quellenmaterial habe ich bei zwei For­
schungsaufenthalten an der Universität Birzeit zwischen Oktober und Dezember 2013
und im Oktober 2014 gesammelt.

2 Für das in Palästina geltende Gesetzesrecht - wie auch zahlreiche andere wichtige
Rechtstexte - siehe die Datenbank "al-muqtafi" der Birzeit -Universität (BZU) / Ra­
mallah: httpZ/muqtafi.birzeit.edu. Das jordanische Person alstatu t wurde mehr fach
novelliert , diese Novellen, die u.a. auch die hul '-Scheidung betrafen, wurden in der
West-Bank jedoch nicht übernommen, s. dazu Anm . 46. Zum Familienrecht in Pa­
lästina s. Al-Botmeh, R., A Review of Palestinian Legislation from a Wornen's Rights
Perspective. In: UNDP ; Rule ofLaw and Access to Iustice Program, ohne Ort 2012; für
Iordan ien s. den Art. Jordan (Engelcke, D.). In: Encyclopaedia on Law and Religion,
Robbers, G. und Durham, C. (Hrsg.), 2016 (forthcoming).

3 Denker,H., Die Wiedereinführung des hu! ' und die Stärkung der Frauenrechte. Eine
Studie zur Reform des Personalstatusrechts im islamischen Rechtskreis am Beispiel
des ägyptischen Gesetzes Nr. 1 von 2000. In: Tellenbach, S. und Hanstein, Th. (Hrsg .),
Beiträge zum Islamischen Recht IV,Frankfurt a.M. 2004, S. 125-209.
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Die Neuregelung wurde im Vorfeld, aber auch nach dem Erlass im großen Stil
in den Medien und eine r breiten Öffentlichkeit diskutiert. Da diese Diskussionen
im Vorfeld erheblich zur Einführung der Neur egelung beitrugen , können sie mit
Benhabib als Iterationen mit jurisgenerativen Folgen bezeichnet werden.' Ge­
meint sind damit sich in de r Öffentlichkeit abspielende Diskursprozesse, die zu­
mindest teilweise in jur isgenerat ive Maßnahmen, neue Gesetze und Regelun gen,
münden. In Iterationen vollzieht sich, nach Benhabibs Definition , eine Neu- bzw,
Umdeutung, eine Transformierung bestehender Rechtsverhältnisse, -norrnen und
-konzepte, es werden neue Maßstäbe dessen entwickelt, was als "autoritativ" gel­
ten kann. Die Akteur_innen im öffentlichen Diskurs eignen sich die bestehenden
Normen an und re-interpretieren sie auf der Grundlage bestimmter Richtlinien
und Prinzipien, den "guiding norms and principles".' Diese bestimmen die Ausge­
staltung der neuen Regelungen, der Umdeutung des klassisch -rechtlichen Begriffs
"bul '" und die (Neu)zuschreibungen von Geschlechterrollen .

An dieser Diskussion beteiligten sich zum einen zivilgesellschaftliche Orga­
nisationen, zum anderen Mitglieder des Scharia-Establishments bestehend aus
Richter_innen und Anwält_innen der in der West-Bank für das Familienrecht
zuständigen Scharia-Gerichte, aber auch Professoren" der Hochschulen. Von
staatlichen Stellen gab es dazu offenbar keine offizielle Stellungnahme."

Die Neuregelung wurde als notwendige Folge einer gesellschaftlichen Ent­
wicklung beschrieben, der zufolge zunehmend junge Frauen nach der Unter­
zeichnung eines Ehevertrags aber noch vor der Hochzeit mit der Hochzeitsnacht
(arab.lailat ad-duhlavvon ihren zukünftigen Ehemännern verlassen wurden bzw
die Auflösung der Ehe wünschten. Diese jungen Frauen befanden sich in einer
Situation des "Zwischenstatus", sie wurden ,,/nU 'allaqat" genannt. Der Narrative
zufolge hätten die jungen Männern sie unter Druck geset zt und die Scheidung
nur dann zugesichert, wenn sie ihnen nicht nur das Brautgeld (arab. mahr) und
die aufgewendeten Geschenke zurückerstatteten, sondern weitaus größere Sum­
men an sie bezahlten. Es war von "Erpressung" (arab. ibt izäz) der jungen Frauen

4 Benhabib, S., Rightsof Others, Cambridge 2004, S. 181.

5 Benhabib, S., Rights... , S. 181.
6 Im Allgemeinenwird die geschlechtergerechte Schreibweiseverwendet, wenn Frauen

diesePositionen innehatten.Sogab es 2013 aufder West-Bankdrei weiblicheScharia­
Richterinnen, Die Professorenschaft an den Scharia-Fakultätender Universitäten des
Landeswar jedoch zu diesem Zeitpunkt rein männlich besetzt.

7 In einem Interview vom 13. Oktober 2014 bezeichnete Has an al- 'Üri, juristischer
Berater des palästinensischenPräsidenten, diese Regelung alswiderrechtlich und ver­
fassungswidrig, s. dazu unten, S. 68.
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die Rede. Da es sich häufig um die erste Ehe gehandelt zu haben scheint, spielte

der Status der jungen Frauen als "soziale" Jungfrauen" eine nicht unerhebliche
Rolle, die sich in einer für sie schwierigen Situation wiederfanden. Durch den
bestehenden Ehevertrag war ihnen ein gesellschaftlich akzeptabler Umgang mit

jungen Männern und möglichen Heiratskandidaten verboten, zugleich verfügten
sie nicht über die respektable soziale Position und wirtschaftliche Absieherungen
einer Ehefrau durch den Unterhalt. Die Neuregelung sollte hier Abhilfe schaffen
und so fand der ta 'mim direkt nach seiner Veröffentlichung in einem Brief an
die Scharia-Richter Anwendung an den Scharia-Gerichtshöfen der West-Bank.

Ob die Neuregelung dazu angetan ist, die in der Narrative dargestellte

rechtlich-soziale Ausgangssituation der Unterdrückung und Erpressung jun­

ger Frauen zu beenden, sei dahin gestellt. Auf verfassungsrechtlicher Ebene

wirft sie Probleme auf: Sie wurde durch ein Organ, den oben genannten Diwan
Qärji al-Oudät, verabschiedet, das verfassungsrechtlich keine Kompetenz der

Gesetzgebung hat. Stattdessen hätte die Neuregelung im Parlament debattiert

und in Kraft gesetzt werden müssen, welches laut der geltenden Verfassung

(Basic Law, Art. 47) die grundlegende legislative Instanz ist. Das Parlament

tagt jedoch seit 2006 aufgrund des politischen Schisma zwischen HAMAS und

Fatah nicht." Die HAMAS etablierte sich seitdem faktisch als Regierung des

Gaza-Streifens, während in Ramallah eine der Fatah nahestehende Regierung

unter Mahmud Abbas die Geschäfte für die West-Bank führt und dabei grund­

sätzlich beansprucht, Gesamtpalästina zu vertreten.'? Verfassungsrechtlich

8 Abu-Odeh, 1., Crimes of Honour and the Construction of Gender in Arab Societies.
In: May, Y. (Hrsg.), Feminism and Islam,Berkshire 1996, S. 141 -194: Abu-Odeh be­
schreibt die soziale Erwartung an Frauen, eine Jungfrau bis zur Hochzeitsnacht zu
sein - unabhängigvombiologischenVorhandenseindesHymen:ibid., S.149-150.Von
Jungfrauen wurde und wird im Kontext traditioneller Familienvorstellungen große
Zurückhaltung im Verhalten gegenüber dem anderen Geschlecht erwartet.

9 Baumgarten. H., Kampf um Palästina - was wollenHamas und Fatah, Freiburg 2013,
S. 168-190. Zu den verfassungsrechtlichen Aspektens.Khalil, A., Constitution-Making
and State-Building. Redefining the Palestinian Nation. In: Grate, R. und Räder, T.
(Hrsg.), Constitutionalism in Islamic Countries. Between Upheaval and Continuity,
Oxford 2012, S.583-596; Ders., Beyondthe WrittenConstitution: ConstitutionalCrisis
of,and the Institutional Deadlock in the Palestinian PoliticalSystemas Entrenched in
the BasicLaw. In: I-con 11 (2013),S. 34-73.

10 Präsident Abbas hat mehrfach versucht, eine Einheitsregierung zwischen HAMAS
und Fatah zu etablieren, jedoch erfolglos, vgl. bspw. die Einigung zwischen beiden
Seiten im Juni 2014: http://www.spiegel.de/politik/ausland/einheitsregierung-in­
palaestina-abbas-vereidigt-expertenkabinett-a-972909.htmI (abgerufen am 03. Ja-
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m öglich wäre weite rh in ein Präsidialerl ass (Art . 43 de s Bas ic Law) gewesen.
Ein solcher wi rd in Palästina nach Möglichkeit ver m iede n, um di e legisl ati ve
Kompetenz de s Parlaments nicht in Frage zu stellen , di e Rückkehr zu einer

fun ktion ierenden Legislative offen zu halt en , die politische Lage nicht noch
weiter zu verkomplizieren und die Spannungen zwischen HAMAS und Fatah

nicht noch mehr anzuheizen.' J Der ta 'mim h at mithin keine ve rfassungs­
rechtliche Basis."

Es geht im Folgenden nicht darum, die Frage der prekären Staatlichkeit Pa­
lästinas vor dem Hintergrund der schwier igen politischen Situation zu untersu­

chen. Vielmehr sollen Iterationen vorgestellt und Prozesse der "Gesetzgebun g"
in den Blick genommen werden. Die Hypothese laut et , dass die genannte poli ­
tische Situation , in der das Parlament nicht tagt und der Präsident mit Erlassen

sehr zurückhalten ist, ein legislatives Vakuum produziert, das unterschi edli chen
Akteur_innen die Möglichkeit eröffnet, sich Kompetenzen anzueignen, die ih ­

nen verfassungsrechtlich strenggenommen nicht zustehe n , in der Praxis aber
Anerkennung und Anwendung finden , also auf eine Quasi-Gesetzgebung hin­
auslaufen.

Es ist angesichts der nun schon seit sechs Jahrzehnten bestehenden Unsi­

cherheit über den Status oder Nicht-Status eines palästinensischen Staates nicht
überraschend, da ss sich Prozesse wie die genannten Iterationen um neue Gesetz­

gebungsverfahren sozusagen in Vorbereitung auf einen zu schaffenden unab­
hängigen und mit einer funktionierenden Legislative versehenen Staat Palästina
abspielen. So liegt beispielsweise ein Gesetzesentwurf zum Strafrecht vor, der

nuar 2016), die jedoch nach dem darauf folgenden Krieg Israels gegen Gaza im
Sommer des Jahres 2015 zerbrach: http://www.zeit.de/politik/ausland/2015-06/
ramallah-palaestina-regierung-ruecktritt-rami-hamdallah (abgerufen am 03. Januar
2016).

11 Zu den grundlegenden Gesetzgebungsorganen und Rechtsnormen siehe die
Webseite des Diwän al-Iftä' S.: http://www.dft.gov.ps/index.php?option=com_
content&task=view&id=11 (abgerufen am 13. Januar 2016). Zum Diwän des Qädi
al-Qudät S.: http://www.darifta.org/aboutdar/intro .php . Demnach wurde der Diwän
auf der Grundlageeines präsidialen Erlasses geschaffen.

12 Nach der Verfassung (Basic Law) von 2003, Art. 101, No 1 "" .maUers governed by
Sharia law and governed by personal status law, shaIl come under the jurisdiction of
Sharia and religious cour ts", S.: http://muqtafi.birzeit.edu/en/Legislation/GetLegFT.
aspx?LegPath=2003&MID=14138&lnk=2 (abgerufen am 14. Dezember 2014). Dies
bedeutet jedoch nicht, dass dieselben Recht anwenden können, das nicht auf dem
verfassungsgemäß vorgeschriebenen Wegimplementiert wurde.
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mit Hilfe der DCAFI3 ausgearbeitet wurde." Die familienrechtliche Situation ge­

staltet sich komplex. In der West-Bank gilt das JPSR aus dem Jahr 1976, in Gaza
das ägyptische Farnilienrecht." Seit mehreren Jahrzehnten gibt es Tendenzen,

diese beiden Gesetze zugunsten ein es einheitlichen palästinensischen Famili­
enrechts außer Kraft zu setzen ." Ein Entwurf eine s solch en Gesetzes wurde am

20. November 2013 von einem "Komitee zur Überarbeitung des Personalstatus"
i lagnat i 'dad qani"m al-ahw älas-sa[I$lya) in Ramallah auf Einladung des Rechts­
beraters des Präsidenten Mahmud Abbas, Has an al- ' Ür l , unter Einbeziehung
der zentralen Akteur_innen der Gesellschaft, v. a. zivilgesellschaftlicher Orga­

nisationen, Vertreter des Justiz - und Frauenministeriums in Ramallah und des
Scharia-Establishments diskutiert. Weitere Treffen fanden offenbar seither (Stand

Februar 2016) nicht statt, sind jedoch geplant."
Dieser von der palästinensischen Regierung in Ramallah initiierte Prozess

ist ebenfalls eine Iteration, und zwar auf politisch höchster Ebene: In der Aus­
arb eitung des Personalstatuts sollten nach Maßgabe des Präsidenten integrativ
möglichst alle wichtigen gesellschaft lichen Gruppen eingebunden werden.

Iterative Prozesse spielen sich in Palästina mith in auf verschiedenen Ebenen
und in verschiedenen Kontexten ab: Auf der Ebene der Regierung wird eine
national-palästinensische Gesetzgebung vorangetrieben, die sich um Einbin­
du ng der relevanten gesellsc haftlichen Gruppen bemüht, auf gesellschaftlicher
Ebene wird von den genannten Akteur_innen die Diskussion vor allem in den
Medien, den Universitäten und anderen öffentlichen Orten geführt, während auf
der Ebene der Gerichte eine Regelung, die aus einem iterativen gesellschaftlichen
Prozess ohne verfassungsrechtliche Basis resultierte, zur Anwendung kommt.
Diese Situation bildet die komplexe, häufig auch als "rechtsplural" beschriebene

13 DCAF: Democratic Control of Armed Forces, Zentrum in der Schweiz: http://www.
dcaf.ch/ (abgerufen am 03. januar 201 6).

14 Der Entwurfeinespalästinensischen Strafgesetzbucheswurde mir im justizministerium
gezeigt,er datiertevon201 1,s.a.:http://wW\v.dcaf.ch/content/download/9417211450842/
file/PoIicy_BrieCPenal_EN_Final.pdf (abgerufen am 3. januar 2016).

15 S.o. Anm. 2.
16 Welchman, 1., Family, Gender, and Law in jordan and Palestine. In: K. Cuno und

M. Desai (Hrsg.), Farnily, Gender, and Lawin a GlobalizingMiddlc East and South
Asia, New York 2009, 5.126-144, hierzu 5. 130- 132und 137.

17 So Hasan al-'Üri in einem Interview im Oktober 2014.Das genannte Treffen war das
zweite für die Diskussion eines Familienrechtsentwurfes. Ich konnte dabei anwesend
sein und die teilweise sehr heftige Diskussion um den ersten Artikel, die Verlobung
betreffend, verfolgen.
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Rechtslage der palästinensischen Gesellschaft ab." Dieselbe wird durch enorme

Spannungen innerhalb der palästinensischen Gesellschaft verkompliziert. Aufder
einen Seite stehen die zivilgesellschaftlichen Organisationen für Menschenrechte
und die Gleichstellung der Frau, allen voran das Women's Centre for Legal Aid

and Councelling (WCLC), eine wichtige Organisation auf diesem Gebiet mit
internationalem Renommee und zahlreichen Publikationen auf Englisch und
Arabisch, gesponsert von ausländischen, meist europäischen Hilfsgeldern. Auf der
anderen Seite steht das "Scharia-Establishment" als eine durchaus nicht monoli­
thische Gruppe von Scharia-Gelehrten (Richterjnnen, Anwält_innen, Iuristjn­

nen, Professoren). Die zivilgesellschaftlichen Organisationen orientieren sich in

ihren Forderungen am internationalen Recht, hier vor allem an der Convention
for the Elimination of All Forms ofDiscrimination against Women, (CEDAW),

modifizieren dies aber und passen es der palästinensischen Gesellschaft an. Bei­

spielsweise fordern sie gleiche Rechte für die Geschlechter, sind aber bereit, die
Institution der Polygynie vorerst nicht anzutasten, da die Diskussion um deren

Abschaffung ein gesellschaftliches Tabuthema darstellt und eine Abschaffung
mithin nicht durchsetzbar wäre. 19

Die zivilgesellschaftlichen Organisationen werden aus diesem Grund und weil
sie ihre Finanzierung aus Europa bzw. der westlichen Welt erhalten, beschuldigt,

nicht-islamische Werte zu vertreten bzw. keinen Bezug zu den palästinensischen
Problemen zu haben." Sie haben in der genannten Zeit von 2012 bis 2014 of­

fensichtlich an Einfluss in der palästinensischen Gesellschaft eingebüßt. Das lässt
sich unschwer daran erkennen, dass der Gesetzesentwurfder Zivilgesellschaft, der

ursprünglich Grundlage der Diskussion im oben genannten "Komitee zur Über­
arbeitung des Personalstatuts" sein sollte, verworfen und durch denjenigen des
Scharia-Establishments, erarbeitet im Diwan, ersetzt wurde. Es versteht sich von

18 Khalil, A., Formal and informal justice in Palestine: dealing with the legacy of tribaI
law. In: Etudes rurales 184 (2009), 5. 169-184.

19 Al-Bctmeh, R , A Review...; zu den Publikationender bekannten Organisation WCLAC
(http://\'V\vw.wclac.orgl), s. http://www.wclac.orglenglish/einside.php?id=28 (abgeru­
fen am 4. Januar 2016); in einem Interview mit mir am 30. November 2013 bestätigte
die Direktorin von WCLAC.Mahä Abü Daiya(gest.09. Januar 2015),dass im Moment
das Ziel nur sein könne, Polygynieeinzuschränken .

20 Gerster, K., Palestinian Non-Governmental Organizations, Ramallah2011.S.a. Gerster,
K. und Baumgarten . H., Palestinian NGOs and their cultural, economic and political
impact in Palestinian Society. In: RosaLuxemburg Foundation in Palestine,Dezember
2011,s. 05.docxhttp://www.rosalux.de/fileadmin/ab_palestine/pdf/RLF_newsletters_
ENlRLF_PAL_Gerster_PNGOs.pdf (abgerufen am 4. Januar 2016).
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selb st, dass letzterer islamisch-traditionelle Geschlechterbilder beinhaltete, d ie

wen ig an der rechtlichen Gleichstellung der Geschlechter orientiert sind. Offenbar

gab es eine sehr kontroverse Debatte bei einer früheren Sitzung des Komitee s,"

in der d ie Grundwerte des internationalen Rechts, der Menschenrechte und des ­

damit zu vereinbaren oder eben als ni cht verein bar angesehenen - islamischen

Rechts verha ndelt wurden. Zweife llos fällt de m Scharia-Establish me nt und seinen

institution ellen Garante n wie auch ihrem höchs ten Rep räsent anten , dem Q ädi
al-Qudät der West-Bank, eine wichtige Rolle in d iesem rech tlichen bzw. verfas­

sungsrechtlichen Vak uum zu . Aus diesem Grund wurde für diesen Artikel ein

Aspekt der Iterat ionen um die Neuregelung des hul ' herausgegriffen, und zwar

die diesbezügliche Vorlesung des Oberrichters, Yüsuf Id 'Is, im Wintersemester

2013/14 an der Birzeit Universität, d ie er unter dem Titel .Perscnalstatut" hielt.

D ie Analyse seiner Vorlesung liefer t die Antwort au f zwei Fragen: Welche

rechtlichen Implikationen hat diese konkrete Ne uregelu ng de r Loskaufscheidung

vo r dem ers ten ehelichen Ge schlecht sverkehr? Un d: Welches Verständnis von Ge ­

schlechterrollen und dem Verhä ltnis der Ges ch lechter zueinan der steht dahinter?

Im Un terricht m oduliert e de r O berrichter seine Position zu Recht u nd Ge ­

schlech t eindringli ch, sei ne Vers ion de r Entstehung der Ne uregelung (arab.

ta 'mI111 ) gege nüber den Student Innen ist , wie n och zu zeigen sein wird und wie

vielleicht auch n icht anders zu erwart en, stark auf sein Agieren fokuss iert; de r

Oberrichter inszenier te seine Ro lle in diesem Zusammenh ang in - wie unten

zu beschreiben - eindrucksvoller Weise. Universitätsunterricht, vor allem im

Na hen Osten, ist bisher praktisch unerforscht. Ein e de r wenigen vorliegenden

Untersuchu ngen" beschränkt sich auf di e Analyse von Leh rm ate rial ohne be­

obachtende Teilnah me am Unterricht. Im vorliegenden Fall wurde deshalb de r

m ethodische Zugan g de r teilneh menden Beoba chtu ng gewählt." Die in-situ-

21 So in einem Interview am 24. November 2013 Nihäya Muharnmad, Vizepräsidentin
der Ittih äd an-Nisä ' . Nihäya Muharnmad war mir eine außeror dentlich kenntnisreiche,
freundliche und aufgeschlossene Gesprächspartnerin, der ich dafür sehr danke. Sie
verstarb am 30.6.2015, s.: http ://alhourriah.orglar ticle/31094(abgerufenam 13. Januar
2015).

22 Cardinal, M., Islamic Legal Theory Curr iculum : Are the Classics Taught Today? In:
Islamic Law and Society 12 (2005), S. 224-272.

23 Zur Methode der teilnehmenden Beobachtung allgemein: Hauser-Schaublin, B.,Teil­
nehmende Beobachtung. In: B. Beer (Hrsg.), Methoden und Techniken der Feldfor­
schung, Berlin 2003, S. 33-54. Ich habe eine von der in der Ethnologie allgemein
üblichen Methode abweichende Form der teilnehmenden Beobachtung verfolgt, da
ich zwar die Erlaubnis des Oberrichters hatte, im Unterricht zu sitzen, zuzuhören und
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Methode von Proske-Meseth erlaubte es dabei, nicht nur zu analysieren, was im
Unterricht vermittelt wurde, sondern auch wie es vermittelt wurde." Dafür wurde

die Vorlesung inhaltlich paraphrasiert und an bestimmten Stellen die Aussagen
des Oberrichters und/oder der Studierenden direkt wiedergegeben. Ein solches

Vorgehen erlaubt es nach Proske/Meseth, die "Dynamik der Kommunikation" in
bestimmten Situationen nachzuvollziehen, ihre Intensivierung einzufangen und

vor dem Hintergrund der asymmetrischen Position von Dozent und Studierenden
zu beobachten, wie Aussagen verstanden und verhandelt wurden, welche argu­
mentativen Strategien Dozent und Studierende verfolgten und was dies für den

Inhalt des Unterrichts - die Geschlechterrollen in neuen rechtlichen Normen ­
bedeutete." In diesem Unterricht wurden zukünftige [uristjnnen, Richter_innen
und Rechtsanwält_innen ausgebildet und mit der (Re)konstruktion und Neufas­

sung klassisch-islamrechtlicher Termini und Konzepte in der Version des Qädi al­
Qudät konfrontiert. Die Methode, anhand einer speziellen Vorlesungsstunde die

Haltung des Oberrichters zu dem von ihm initiierten "Gesetzgebungs"prozess26

teilweise bis hin in die sprachlichen Feinheiten zu analysieren, erbringt deshalb,
wie zu zeigen sein wird, aufschlussreiche Ergebnisse für die Frage , wie in den
rechtlichen Iterationen Geschlechterrollen und Zuschreibungen von Männlich­

keit und Weiblichkeit im Rahmen einer rechtlichen Neuregelung konstruiert und
(neu) verhandelt wurden. "

Der Qädi al-Qudät war zu diesem Zeitpunkt zum einen Vorsitzender des ge­
nannten Diwän (arab. Diw änQä(iial-Oudat, Maglis aZ-A 'Zä li-Z-Qa(iä ' as-sar'1) ,28

mithin ein Repräsentant der staatlichen Jurisdiktion, zugleich Oberrichter am

den Unterricht auch aufzuzeichnen, mich aber ansonsten mehr zurückgehalten habe,
als dies in ethnologischen Forschungen normalerweise der Fall ist.

24 Proske, M. u. Meseth, HJ;, Nationalsozialismus und Holocaust als Themen des Ge­
schichtsunterrichts. In: H. Günther-Arndt, und M. Sauer (Hrsg.), Geschichtsdidaktik
empirisch. Berlin 2006,S. 127-154.

25 Ptoske, M. u. Meseth, W, Nationalsozialismus... , S. 129.133.
26 Ein Gesetz war es nicht, arabisch wird es "Verordnung" (ta 'mim) genannt und Geset­

zeskraft kann diese Verordnung nicht erhalten.
27 Die Quellen für die Rekonstruktion des der Regelungvorausgehenden und auch fol­

genden gesellschaftlichen Diskurses in der geplanten Monographie .Gender and Law
in Palestine" sind u.a.: Gesetzestexte und Gesetzesentwürfe,Medienberichte, Work­
shops und Unterlagen von zivilgesellschaftlichen Organisationen, sowie Interviews
mit RichterInnen und weiteren Expert_innen.

28 Zum Diwän s. http://kudah.pna.ps / (abgerufenam04.Januar2016),zuYÜsufId 'Is,
seit 2014 Minister für fromme Stiftungen, s. http://pal-wakf.ps/ar/content /3666.html
(abgerufen am 04. Januar 2016).
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Scharia-Gericht in Ramallah und Lehrbeauftragter an der BZU. Er stellte sich

des Weiteren in seinem Unterricht in bestimmten Situationen in bewusster Ab ­

grenzung von staatlichen Institutionen als islamischer[aqih und mug tahid dar.

11. Entstehung der Neuregelung: die Vorlesung des
Qägi al-Qugät

In seiner Vorlesung am 31. Oktober, 2013, 8.00 bis 9.00 Uh r morgens, gab de r

Richter folgende Narrative der Entstehung der Neuregelung:

Er begann zunächst mit Koran (2:187) :

Es ist euch erlaubt. zur Fastenzeit bei Nacht mit euren Frauen Umgang zu pflegen. Sie
sind für euch, und ihr für sie (wie) eine Bekleidung."

Danach erläuterte er di e eigentliche Wortbedeutung: hul' bedeute, da ss sich di e

Frau vom Mann mit einem Geldbetrag loskaufe [ :JA 4-ii :;iyJi LS.ß.i wi y. F'l!
JW\ Ü" ~j.:;...:~Jj]. Es folgte ein kurzer Verweis auf Ar tikel 102 des JPSR.

Dann fuhr er fort:"

Q ädi:

"Vlirhabenein prinzipielles Problem in Palästina, Mädchen(yä$abäya)! VielejungeMän­
ner betrügenjunge Frauen durch ihrAuftreten und Erscheinen (bi-t -iakl au bi-l-mazhar).
Er {nun Sg. } scheint gut situiert zu sein und die Mittelfür eine Heirat zu haben. Schnell
macht man einen Vertrag auf der Grundlage des Korans. Aber dann wird das Gegenteil
offenbarund es wird offenbar, dass er nichtderEhemann ist, den man sichwünschtoderder
passend wäre. Streit fängt an, dasser ihr die Scheidung geben möge. Er verlangt vielleicht
20.000 oder 30.000 {Iordanische Dinare, [D] und provoziert sie mit Drohungen wie:"Ich
werde dich verlassen': "Ich lasse dich hängen, bis du weißhaarig bist (tasibi)" oder "Ich
heirate mehrere Frauen (atazauwagu, d.h. ich nehme eine zweite Frau)': .. Das Schicksal
vielerjungerFra uen hängt an solchen Aussprüchen und sie werden sehr verletztdurchdiese
Täuschung ... Ich habe bei Gerichtbei meiner Feldforschung viele solche Fällegesehen .. ."

De r Qädi al -Q udät führte dann drei Beispiele ju nger Frauen aus seiner Gericht­

spraxis an, den en solches widerfahren war. Sie waren be droht worden, entweder

zu be zahl en oder keine Scheidung zu bekommen. Dies alles werde zu einem

Rachefeldzug der Männer.

29 Koranverse werden zitiert nach Paret, R., Der Koran, 2.Aufl. Stuttgart etc. 1980. Diese
Metaphorik der gegenseitigen Bekleidung, die abgelegt werden kann (arab. bul') spielte
in der gesellschaftlichen Debatte eine große Rolle als religiöse Legitimation .

30 Direkte Rede wird kursiv wiedergegeben. In derselben werden folgende Klammern
benutzt: 0:Wort auf Arabisch/Deutsch; [] ausführlichere Übersetzung; {} Kommen ­
tar; .. .: Auslassung.
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Qädi:

"Politik bedeutet, das Gemeinwohl zu beachten und die Regulierung der Gesellschaft. Ich
befand mich in der Verantwortung, eine rechtliche (arab. o än üni wa-sar 'f) Heilung fiir
dieses Problem zu finden."

Die Idee der hul '-Scheidung sei, so führte er aus, zunächst nicht vom Gesetzge­
ber akzeptiert worden, weil Palästina eine "patriarchale Gesellschaft" sei (arab.
mugtama ' duküriya) und der Ehemann nicht bereit gewesen sei, als "geschieden"
(arab. mahlü ') durch die Frau bezeichnet zu werden. Er habe deshalb angefan­
gen nachzudenken und nachzuforschen, habe mit den Leuten, den Gelehrten
(masäyib wa- 'ulam ä ' ad-din) und Juristen gesprochen. Er habe etwas Neues
in Palästina schaffen wollen. Das Thema sei heftig diskutiert worden, es sei zu
einem grundlegenden Thema (arab. maudü' asä si) geworden. Er habe verschie­

dene Gesetze konsultiert, auch Art. 183 des JPSR, demzufolge gegebenenfalls
hanafitisches Recht herangezogen werden könne, das aber in diesem Fall keine
Lösung gebracht habe." Denn die Hanafiten sagten nichts über hul '. Hätte er die
schafiitische oder malikitische Rechtsschule herangezogen, so wäre dies gegen
das Gesetz, gemeint ist JPSR, gewesen. Er habe sich deshalb an die Rechtsmaxi­
me .t adarar wa-lä dirär" arab. "Füge weder Unrecht zu noch bezahle Unrecht
mit anderem Unrecht" gehalten." Er habe dann alle Scharia-Richter um sich
gesammelt und mit ihnen diskutiert. Sie hätten ihm zugestimmt, dass es hul ' in
der islamischen Scharia auf der Basis der gegenseitigen Zustimmung gebe . Er
argumentierte dann, dass es aber auch richterliche hu! ' gebe."

Er zitierte Koranvers 2:229, demzufolge die Entlassung der Frauen zwei Mal
erlaubt sei:

31 Laut diesem Artikel ist es möglich, sollte ein Bereich nicht im JPSR geregelt sein,
sich auf die vorherrschende Meinung der hanafitischen Schulezu beziehen, s. http://
muqtafi.birzeit.edulen/LegislationlGetLegFT.aspx?LegPath=1976&MID=15058&1
nk=2 (abgerufen am 05. Januar 2016).

32 S.: http://www.islamicity.com/lslamicGlossary/action.lasso.asp?-database=Services&­
Table=IslamicGlossary&-noresultserror=searchgIossary.asp&-Response=searchglossary.
asp&-MaxRecords=1O&-SortField=Term&-Sor tOrder=Ascending&-Token=L&­
op=bw&term=L&-Search (abgerufen am 03. Januar2016).

33 Der Richter unterschied hier - wie im allgemeinen Diskurs üblich - zwischen dem
konsensualen hu! ' (arab. bul ' ridi: 'i) und richterlichem bul ' ([wl ' qar;lä 'f). Diese Un­
terscheidung findet sich auch im Textdes ta 'mim 59/2012: Richterlicher hu! ' wird als
das Thema des ta 'mim genannt und als hul ' vor dem ersten ehelichen Geschlechts­
verkehr (arab. dullla ) bzw. vor dem ersten Alleinsein (halwa), das die Möglichkeitdes
Geschlechtsverkehrs nicht ausschließt, definiert.
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...Wenn aber zu befürchten ist, daß die beiden (im Fall der Aufrechterhaltungder Ehe­
gemeinschaft)die GeboteAllahsnichteinhalten werden, ist es fürsiekeineSünde,wenn
die Frau sich mit einem gewissen Betrag loskauft.

Er nannte den hadit, bezüglich der Ehefrau von '[äbit b. Qai s bei Buhäri, die sich

gegen die Rückgabe des Gartens von ihrem Mann mit Zustimmung des Prophe­
ten trennte." Die Scharia-Richter hätten dem zugestim mt, es habe eine große

Pressekonferenz gegeben, bei der die Neuordnung bekannt gegeben worden sei
und alles sei dem Berufungsgericht vorgelegt worden .

Qä<,iI:
"Es wurdezum Gesetz[s ära qänunan].w'

Er erklärte, dass diese Regelung nun zu den Ger ichten geschickt worden sei. In ­

nerhalb eines Monats habe es bereits 52 Anträge auf die [mi -Scheidung gegeben,
"die meisten davon" vor dem ersten ehelichen Geschlechtsverkehr. Eben weil die
Regelung eine Gruppe von Personen betroffen habe, der Unrecht geschehe. Dann
kam er auf eine Frage, die eine Studentin früher gestellt hatte zurück: Warum

sollte die Regelung nur vor dem erst en ehelichen Geschlechtsverkehr gelten? Dies
sei leichter, das Paar habe dann noch keine Kinder.

Qä <,iI
"Warumhabe ich[lul' nichtfür Frauen nachdem ersten ehelichen Geschlechtsverkehr an­
gewendet? Wir wollen keine Familien zerstören! Die Frau wird hu!' möglicherweise für
weniger wichtige und triviale Griinde benutzen.Siekann beispielsweise sagen: Ichmöchte
ein neues Kleid ... und wenn der Mann es ihr nicht kauft, gibt sie ihm hui '[qad taqumu
bi-l-hul']."

Er benannte die finanziellen Nachteile, die Frauen durch lj ul ' erlitten, denn sie

verlören eine hohe Summe, im Allgemeinen die Brautgab e, die sie bei anderen ge­
richtliche n Scheidungsarten behielten. Desha lb sollte eine verheiratete Frau nach

dem ersten ehelichen Geschlech tsverkehr Scheidung wegen "ehelichem Streits
und Zerwürfnisses" (arab. tafriq li-n- niza ' wa-s-siqäq) (nach Art. 132 des JPSR)
beantragen. So behielte sie ihre Brautgabe. Da in diesem Fall die Beweislast bei
der Frau läge, habe man gleich zeitig das Verfahren in dieser Scheidungsart für

Frauen vereinfacht.

34 http://www.sahih-bukharLcom/Pages/Bukharij _63.php (abgerufen am 10. April
2014).

3S Interessanterweise legte der Q ädi al-Q udät den Studierenden den eigentlichen ta 'mim
nicht vor, er sprach auch nie von .ta 'mim" und hier, an dieser Stelle, nannte er die
Neuregelungregelrecht"Gesetz", obwohl- wieoben ausgeführt - die Regelung ja nicht
auf dem vorgeschriebenen legislativen Wegzustande gekommen war.
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An dieser Stelle schilderte er - amüsant und lebhaft mit durchaus schauspie­
lerischer Begabung, denn er ist ein guter Erzähler - seine Diskussion mit "den
Frauen" bzw., wie sich im Lauf der Narrative herausstellte, mit nur "einer Frau":

Qä~i

"Esgibt viele Frauen, diehu!' wollen. Ich fragte sie: was ist besserfür dich {Wechsel in den
Singular}: mächtestdu verstoßen werden und deine Rechte haben {gemeint ist die Braut­
gabe} oder geschieden werden und zahlen?Sie brauchte eine Stunde um zu erklären und
entschied:!:/UI ', {Ich f ragte sie} "'arum ?Sie sagte: Ich mochte ihm !;/UI 'geben."

An dieser Stelle lachten die Studierenden.
Der Oberrichter fuhr fort und erklärte, die Suche nach einer Lösung für ein

kon kretes Problem sei zu diesem Zeitp unkt zu einem Politikum, sogar zu einer
politischen Krise (arab. azma siyäsiya) geworden. Es hab e einen Fall gegeben, in
dem der Mann behauptet habe, seiner Frau den !aläqgegeben zu haben, während
seine Frau darauf bestanden habe, ihm hul ' gegeben zu haben. Die Sache sei in
ausländischen Medien, u.a. in einer deutschen Zeitung aufgegr iffen worden."

Zu dem Zeitpunkt dieser richterlichen Ausführungen wurde es im Vorlesungs­
raum immer lauter. Die Studierenden unterhielten sich un tereinander, der Lärm ­
pegel stieg erheblich . Der Oberrichter musste sich du rch recht lautes Sprechen
mit erhobener Stimme Gehör verschaffen, was ihm nicht durchweg gelang. Er
rief daraufhin eine Studenti n mit ihrem Namen an und bat sie, leise zu sein . Der
Lärm ebbte jedoch nich t ab.

In dieser Situat ion fragte - wie üblich, ohne sich zu melden - eine Studentin:

"Professor. gibt esgerichtlichen hul ' nachdem ersten ehelichen Geschlechtsverkehr?"

Der Qädl al-Qudät antwortete, sichtlich enerviert, da er diesen Punkt ja bere its
geklärt hatte:

"Nicht nachdem Geschlechtsverkehr, ichhabedaserklärt. Eswurde zur politischenAngele­
genheit in Palästina und Libanon" ... deshalbhaben wiresauf die Fälle vorherbeschränkt."

Die Medie n hätten Öl ins Feuer gegossen . Er selbst sei gefragt worden, ob er es
billigen kön ne, dass ein Mann "mablü e ", d. h. geschieden in der Passivform des
Part izips, genannt würde. Die Männer in Palästina seien nicht bereit gewesen,

36 Mahkarna sar ' rya filastmtya tuqirru bi-"hul'" In: AlMadina, 1. Mai (2013),S. 43.See:
http://almadina.de/pdf/201 3-05.pdf (abgerufen am 05. Januar 2016).

37 Der besagte in der deutschen auf Arabisch erscheinenden Zeitschrift A1Madina (s.
Anm. 36) geschilderte Fall betraf die Scheidung einer palästinensischen Frau von
ihrem libanesischen Mann, Samir Quntär, Zu ihm s.: https://de.wikipedia.org/wiki/
Samir_Kuntar (abgerufen am 05. Januar 2016).
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"geschieden" durch hul ' genannt zu werden . Dies sei als "Angriff auf unsere Ehre"
(arab. imsas bi-karamatinäi interpretiert worden. Er habe daraufhin gefragt: "Ein
Angri ffauf unsere Ehre?" und versucht, dieses Argument zu widerlegen , indem er
darlegte hul ' sei ein "schönes und gutes Wort" (arab. kalima ga mila wa-taiyiba ).
Man habe dann aber zum Ausdruck des .Loskaufens" (iftadat bihi:womit sie sich
loskauft ) gegriffen, der in Koran 2:229 vorkomme, und habe es den Männern so
erleichtert, diese Lösung zu akzeptie ren.

Der Islam habe nun einmal dem Mann das Recht auf ein seitige Verstoßung
gegeben (arab. ra1aq) und ihn dabei genötigt, zu zahlen. Deshalb hab e die is­
lamische Scharia der Frau das Recht auf ljul ' gegeben, mit der Verpflichtung,
zu bezahlen.

Qä(li:

"Das kann man Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau nennen (arab. musäwät)."

Der Lärm ebbte ab, die Stunde endete ruhiger, indem der Richter auf weitere
rechtliche Details der hul -Scheidung im Allgemeinen einging. Er erläuterte die
Diskussion darum, ob hul '[ash, also Auflösung des Vertrags, oder taläq, also
Verstoßung, ist, welche Bedingungen bei der Anwendung dieser Scheidungsart
vorliegen müssen, wie etwa die Volljährigkeit bei beiden Partnern (arab. bulüg)
und eine gültige Eheschließung, und auf der Grundlage welcher Geldbeträge oder
anderer Werte der Loskauf stattfinden könne.

IH. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

Kann der Unterricht des Oberrichters als Teil der von Benhab ib definierten Ite­
rationen gewertet werden? Diese Frage ist zu bejahen. Universitäten zählen zur
öffentlichen Sphäre." Benhabib selbst bedient sich als Beispiel für eine Iterat ion
der .Kopftuchfrage" in Frankreich im Jahr 1989. Damals waren zwei Schülerinnen
wegen ihres Kopftuches der Schule verwiesen worden." Universitäre und auße­
runiversitäre politische Diskurse fließen ineinander und finden in der gesamten
Öffentlichkeit Aufmerksamkeit. Darüber werden an der Universität Personen
ausgebildet, die zur späteren Elite des Landes zählen und als Richter Innen,
Rechtsanwält_innen und Beamt_innen in den Ministerien und Verwaltungen
arbeiten werden. Insgesamt gelten Universitäten, und dies gilt besonders für die

38 Ambrozas, D., TheVniversity as Public Sphere. In: Canadian Journalof Comrnunica­
tion,23(1998), No.1, S. :http://cjc-online.ca/index.php/journallarticle/view/1024/930
(abgerufen am 05. Januar2016).

39 Benhabib, Rights ... , S. 186 f.
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palästinensischen Universitäten, als privilegierte Orte für wissenschaftliche und
politische Debatten und Aktivitäten."

Zwei Fragen sollten anhand der Analyse der Vorlesung beantwortet werden.
Dabei geht es um die inhaltliche Analyse mit Blick auf Rechtsfortbildung und
ihre inhärente Geschlechterstellung, zugleich aber ist auf einer formalen Ebene
der Unterrichtsablauf in Betracht zu beziehen. Es geht also nicht nur darum, was
im Unterricht durch den Oberrichter rechtlich und mit Blick auf die Geschlech­
terrollen vermittelt wurde, sondern auch wie es vermittelt wurde. Der Ober­
richter hielt eine Vorlesung zum Thema . Personalstatut", die per se als Vortrag
konzipiert war und keine Mitgestaltung der Studierenden vorsah. Studentische
Beiträge zum Beispiel in Form von Referaten waren nicht vorgesehen. Dennoch
ließ er gerne Fragen zu und hatte häufig sichtbar Freude daran, Erklärungen zu
geben und Details zu erörtern. Eine inhaltliche Diskussion jedoch ergab sich
nicht, sicher auch, weil die Studier enden nicht wirklich kritisch nachfragten
bzw. eine inhaltliche Debatte einforderten . Die Form der Beteiligung der Stu­
dierenden war nicht reglementiert und es war beispielsweise nicht üblich , sich
zu melden. Die Studierenden riefen ihre Fragen lauthals mitten in den Vortrag
des Oberrichters hinein, der dann entweder antwortete oder, wenn er mitten
im Satz war, seine Stimme erhob und weitersprach und zu gegebener Zeit dem
Studierenden bedeutete, seine Frage zu wiederholen. Eine Inten sivierung der
Kommunikation in der vorliegenden Vorlesung ließ sich beispielsweise an der
Stelleerkennen, an der die Studentin noch einmal- obwohl dies der Oberrichter
bereits geklärt hatte - nachhakte, ob denn bul ' nicht doch auch nach dem ersten
Geschlechtsverkehr möglich sei. Es war nur eine Frage, aber sie rief eine lan­
ge, aufschlussreiche und unten eingehender zu analysierende Antwort hervor.
Eine inhaltliche Diskussion mit den Studierenden ergab sich daraus allerdings
nicht. Statt kritisch nachzufragen oder ihre Meinung einzubringen, redeten die
Studierenden untereinander in zunehmender Lautstärke und störten damit den
Unterricht erheblich. Vermutlich gaben sie damit zu verstehen, dass sie seiner
Narrative nicht vertrauten, sie hinterfragen wollten. Dies jedoch artikulierten
sie nicht gegenüber dem Qädi al-Qud ät, der damit die Macht der Darstellung
unhinterfragt in seiner Hand behielt.

Möglicherweise hatte das laute Reden unte reinander mit den Vorstellungen
von Geschlechterrollen, die der Oberrichter in der Vorlesung entwickelte, zu
tun, die den - überwiegend weiblichen - Studierenden nicht mehr als zeitgemäß
erschienen, jedoch kann dies aufgrund der fehlenden kritischen Diskussion sei-

40 Ambrozas, The University.. .
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tens der Studierenden nur vermutet werden. Im Folgenden sollen dieselben im
Zusammenhang mit der rechtlichen Neuregelung untersucht werden.

Welche Geschlechterrollen und -konzepte liegen der Neuregelung des
lJur zugrunde?

Zwar erwähnte Yüsuf Id 'Is kurz am Anfang der Vorlesungsstunde die Schwie­
rigkeit für palästinensische Mariner, grammatikalisch und rechtlich in der pas­
sivischen Form verhandelt zu werden. Daraufhin jedoch entwickelte er seine
Narrative als Retter und Beschützer junger Frauen , eben der mu 'allaqai, denen
Unrecht geschehen war und denen er habe helfen müssen. Er inszenierte sich
geschickt in einer personal-success-story als Retter dieser Frauen in einer gesell­
schaftlichen Notlage und etablierte mithin den Schutzstatus des Gerichts.

Erst zu einem späteren Zeitpunkt, auf die explizite Nachfrage einer Stu­
dentin hin, erklärte er die auf den ersten Blick überraschende Regelung der
Einführung von hul ' VOR dem ersten Geschlechtsverkehr damit, dass Frauen
NACH dem ersten Geschlechtsverkehr das Recht missbrauchten und zu be­
fürchten stünde, sie sprächen die Scheidung des Mannes für Nichtigkeiten
aus. Der damit verbundene Subtext klassifiziert Frauen als emotional insta­
bil, unbeherrscht und - in dem von ihm angeführten Beispiel - durch Kon­
sumgüter verführbar. Warum dies nur für Frauen nach dem ersten ehelichen
Geschlechtsverkehr gelten soll, erklärte er nicht, wohl aber stellte er ein wei­
tergehendes Recht der Frauen als Gefährdung des gesellschaftlichen Friedens
fest und verbindet dies implizit mit dem islamischen Diskurs um "fitna", ohne
diesen Ausdruck zu benutzen. Durch die ihnen inhärente Erotik und Sexualität
werden Frauen in diesem Diskurs als eine Gefahr für den gesellschaftlichen
Frieden, eben als fitna, gesehen und müssen deshalb strikte Regeln der Segre­
gation und des Verhaltens beachten."

Seine zweite Begründung lautete, Frauen müssten ihre finanziellen Rechte besser
wahren, denn bei hu! ' müssten sie bezahlen. Deshalb sei Frauen nach dem ersten
ehelichen Geschlechtsverkehr die Scheidungsart wegen ehelichen Streits zu emp­
fehlen. Frauen sind also, so der Subtext, unfähig, ihre eigenen finanziellen Vortei­
le zu erkennen und wahrzunehmen, die ihnen deshalb der "Gesetzgeber" in der
Person des Oberrichters vorgeben muss. Damit wird die gegenderte Dichotomie
der - rationalen - Männer, die für emotionale Frauen Entscheidungen treffen und
Sorge tragen müssen, bedient , und das Recht des Mannes auf die führende Rolle
in der Familie als schützendes Familienoberhaupt gestärkt. Am Anfang derselben

41 Vgl. Schneider, 1., Women in the Islamic World, Princeton2014, S.95-107.
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Vorlesungsstunde,vor Beginn, hatte der Qädi al-Qudä t den Studierenden Klausuren
zurückgegeben und mit ihnen - offenbar aufgrund einer Klausurfrage - die Rollen
der Geschlechter in der Familie besprochen . Demnach stehe dem Mann die "allge­
meine Führung" (arab. ri ' äsat 'ammat zu, der Frau die "spezielle Führung" (arab.
ri 'iisat lJa$$a) . Der Mann arbeite für die Familie, beschütze sie und bewahre das
Haus, die Frau habe sich mit der Erziehung der Kinder zu beschäftigen. Er verwies
auf den Koranvers 4:34. Klassische, hierarchische Geschlechterbilder wurden hier
mithin bemüht, in denen die soziale, politische und rechtliche Rolle des Mann es
als die umfassend ere und übergeordnete festgeschrieben ist.

Die Zusammenfassung seines Gesprächs mit "einer Frau" zeigt, dass er sich
sehr wohl des Motivs bewusst ist, das manche Frauen mit dem Recht auf hu! ':
Scheidung anstrebten: Sie möchten die Scheidu ng in der Hand haben, initia­
tiv werden und mithin dem Mann, der jederzeit den tai äq aussprechen kann ,
ebenbürtig sein. Genau dieses Ansinnen zieht er in seiner Zusammenfassung
eines Gesprächs mit "vielen Frauen" - das sich dann als ein Gespräch mit einer
Frau entpuppte - ins Lächerliche, und zwar nicht nur durch die Widergabe des
Inhalts des Gespräches, sondern auch durch seine Form des Erzählens in Ver­
bindung mit einer entsprechenden Gestik und Mimik. Diese drückte aus, dass
er sehr wohl verstand, was diese Frau intendierte, es ihr aber nicht zuzubilligen
gewillt war. Er hielt ihr im Lauf des Bericht s ihre vermeintliche Irr ationalität im
ökonomischen Bereich vor und stellte sie vor die Alternative, ob sie ihr Geld
sichern oder verlieren möchte? Die Implikation dieser rheto rischen Frage ist
deutlich: Sie als rational denkender Mensch müsste sich dagegen entscheiden,
Geld zu verlieren. Die wirtschaftliche Seite der Ehe wird gegen die rechtliche
Seite der Geschlechtergleichheit aufgerechnet. Indem er durch seine Darstellung
darauf abzielte, die Studierenden zu unterhalten, einen Witz zu machen, ihr
langes Nachdenken schilderte, das Langsamkeit im Denken unterstellte, und es
schließlich in dem schlichten Satz münden ließ, sie wolle ihm die hu! ' geben, ließ
er sie als rechthaberisch und im Geschlechterkampf machtbesessen erschein en,
wo sie doch kühl und rational analysierend auf ihren finanziellen Vor teil bedacht
hätte sein müssen. Ihr Ansinnen, so wie ein Mann das Scheidungsrecht auch in
ihrer Hand zu haben, wird von den Studierenden mit Lachen quitti ert.

Was aber steht dahinter? Dies wird in der dritten Stufe seines Berichts deutlich,
in der er auf die Nachfrage einer Studentin reagierte. Die Studentin, die es eigentlich
nun wissen müsste - aber vielleichtaus Unwissen,vielleichtprovokativ noch einmal
fragte - brachte einen nun deutlich enervierten Oberrichter dazu, seine Narrative
nicht unerheblich zu korrigieren: Eigentlicher Grund sei gewesen, dass die Sache
"politisch" geworden war. Nota bene: Grund für die beschränkte Einführung der
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neuen Scheidung, dies musste der Qa(;H al-Qudät nun einräum en , war wed er und

schon gar nicht ausschließlich der den Frauen unterstellte Missbrauch eines Rechts­

anspruchs, weil sie nach dem ersten Geschlechtsverkehr emotional reagi erten und

ih nen di es nicht zugestande n werden könne, noch die Unfähigkeit von Frauen, ihre

finanziellen Rechte zu erkennen und zu wahren. Grund waren die gesellschaftlich­

politischen Iterationen, die eine andere Lösung in Form einer bul '- Scheidung auch

nach dem ersten ehelichen Geschlechtsverkehr unmöglich machten."
Diesen Diskurs, d ies musste d er Oberr ich ter an diese r Stelle einräumen,

dominierten die palästinensischen Männer mit ihrer Weigerung, sich als "ge­

schied en" (mablü " im Pass iv) bezeichnen zu lassen." Di e bereits oben erwähn­

te gegenderte Zus ch reibung emotional-rational zu den Geschlechtern wird um

die aktiv(Mann)-passiv(Frau)-Zuschreibung erweitert, die zunächst an den Ge­

schlechtsakt gebunden ist, hier aber auf rechtliche Implikationen abhebt. D ie

arabischen Bezeichnungen däbil in Sinne von "penetrieren d" und madh ül bihä
in Sinne von "penetriert" findet sich als Rechtsterminologie in Ehescheidungs­

urkunden Palästinas regelmäßig, um den Status der vollzogenen Ehe - aus dem

sich im Fall der Scheidung gegebenenfalls unterschiedliche Rechtsfolgen herlei­

ten - zu bezeichnen. Sie ist ebenso relevant fü r die Bezeichnung der Geschlecht­

erhierarch ie bei der Sch eidung im öffentlichen Diskurs. Das begründeten diese

Männer mit der "Ehre" (arab. karäma), einer gesellschaftlichen aber offenbar

nicht re ligiö s legitimierten Vorstellung, von der sich der Qädi al-Qudät nicht

wirklich distanzierte. Seine Taktik bestand darin, auf den Koran zu ver weisen

und zu versichern, er habe in dieser Diskussion immer darauf hingewiesen, hul '
sei ein "sch önes Wort".

Biologistische Geschlechterargumente wie das der angeblich höheren Em ot io­

nalität von Frauen werden religiös -theologisch durch Koran 4:34 legitimiert, das

42 In der Sendung .Läzirn Nahki" des Palästinensischen Fernsehens vom 30. April 2013,
moderiert von Gumän Qunais, Medienwissenschaftlerin der BZU, wurd e die neue
Verordnung besprochen und mit Expertj nnen diskutiert. Sumüd ad-Damiri, Sharia­
Richterin, sagte dort, diese voreheliche Form des hu! ' sei eine der Optionen gewesen,
man habe sich dafür als "einen ersten Schritt" entschlossen. Sie dekonstruierte die
Narrative des Oberrichters, s. https.z/wwvv.youtube.com/watch?v=EXvQuK8TDUO
(abgerufen am 13.01.2016).

43 Dass palästinensische oder .mttrelöstliche" Männer nicht bereit seien, eine Bezeich­
nung im Passiv hin zunehmen, jedenfalls nicht im Zusammenhang mit Scheidungsre­
gelungen, wurde in der oben genannt en Sendung von .Lä zim Nahkl" mehrfach betont,
unter anderem von der Scharia-Anwältin Ikram al-Qaisi und der Anwältin Fätirna
' Äsür aus Gaza, die dies nachdrücklich mehrfach wiederholte .
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gesellschaftliche Argument der "Ehre" wird dabei nicht entkräftet. In allen Berei ­
chen bleibt die Geschlechterhierarchie trotz einer Umdeutung des hu! -Begri ffes
gewahrt bzw. wird neu reifizier t. Die Schluss folgerung des Qädi al-Qudät, dass
diese Lösung Gleichberechtigung sei, hält einer Prüfung im Vergleich mit den
Standards in den internationalen Rechtspakten nicht stand. Der palästinensische
Präsident Mahmud Abbas hat CEDAW unterschrieben. Insofern hat internationa­
les Recht und haben die Regelungen von CEDAW theoretisch in Betracht gezogen
zu werden bei der innerpalästinensischen Gesetzgebung. Der arabische Terminus,
den der Oberrichter wählte (arab. musii wii t) wird in der arabischen Übersetzung
der Frauenrechtskonvention benutzt, um die Gleichheit beider Geschlechter vor
dem Recht beisp ielsweise in Ar t. 2 zu bezeichnen. "Gleichberechtigung" (eng!.
equality) wird wie folgt definiert:

Article 2
StatesParties condemn discrimination against women in allits[orms, agree topursuebyall
appropriatemeallS and without delayapoliey of eliminatingdiscrimination againstwornen
and, to this end, undertake:
(a) To embody the principle of the equality (arab. musäwät) of men and wornen in their
national constitutions or other appropriate legislation ifnotyet incorporated therein and to
ensure, through law and otherappropriate rneans, thepraetical realization of thisprinciple;"

Wahrend nach JPSR (Art ikel 83-101 ) Männer im mer no ch das Recht aufeinseiti­
ge Verstoßung haben (arab. tol äq) , diese nur innerhalb von fün fzehn Tagen regis­
trieren müssen (Art. 101), ist die Situation für scheidungswillige Frauen ungleich
schwieriger. Sie müssen die Trennung (arab. tafriq) immer gerichtlich beantragen
und müssen bestimmte Gründe dafür angeben , wie beispielsweise unheilbare
Krankheiten (Art. 115), Geisteskrankheit (Art. 120), Unfähigkeit der Zahlung des
Lebensunterhalts (Art. 127) oder Abwesenheit des Ehemannes (Art. 128), u. a.
durch Haft nicht unter drei Jahren (Art. 130). Die Entscheidung liegt immer in
der Hand des Richters. Besonders kompliziert ist dies für die Scheidung wegen
ehelichen Stre its (Art. 132), da hier ursprünglich die Frau die Beweise erbringen
musste. Dieses Verfahren wurde im selben ta 'm im vereinfacht. Die Frau stellt
nun den Antrag und der Richter entscheidet. Rechtsungleichheit besteht aber
weiterhin in zahlreichen anderen Bereichen, beispielsweise im Bereich des oben
erwähnten Tabuthemas der Polygynie, dem selbstverständlich kein Recht der
Frauen auf Polyandrie entspricht.

44 Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination against Women, S.:

http://www.un.org/womenwatch/daw/cedaw/ (abgerufen am 4. September 2015).
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Da mithin keinesfalls Frauen Männern gleichgestellt sind bzw. in der selben
Weise sich von ihrem Mann trennen können wie Männer sich von ihrer Ehefrau ,
ist der Term inu s, den der Richter benutzt, nicht mit dem in der Frauenrechts­
kon vention benutzten Terminus äquivalent. Diese termino logische Frage der
"Gleichberechtigung" leitet über zur rechtlichen Implikation der Neuregelung
bzw. ist schon Teil derselben.

Welche rechtliche Bedeutung hat diese konkrete Neuregelung der
Loskaufscheidungt

Bei der Beantwortung dieser Frage sind drei Ebenen zu unterscheiden: die fami­
lienrechtliche, die gerichtliche und die gesetzgeberische Ebene: Auf der Ebene
der Gerichte wird die Neuregelung seit 2012 angewendet. Hier steht eine Un ­
tersuchung aus, die zeigen könnte, inwieweit die Situation der Frauen dem vom
Qäc;li: al-Qudät entworfenen gesellschaftlichen Szenario entspricht und durch die
Neuregelung das Problem der "mu 'allaqät"-Frauen gelöst werden konnte ." Auf
der nationalen Ebene der Gesetzgebung der West-Bank entstand eine Regelung,
deren Zustandekommen verfassungsrechtlich nicht gedeckt ist.

Besonders aufschlussreich ist es, sich auf der Mikroebene des Familienrechts
die mit den Iterationen einhergehenden Entwicklungen, Umdeutungen und Re­
konstruktionen von rechtlichen Normen und deren Einfluss auf die Konstruktion
von Geschlechterrollen anzusehen. Denn hier wird, wie oben bereits ausgeführt,
eine neue Variante der Scheidung geschaffen, die, unter Beibehaltung des "al­
ten" Terminus (llUI ') neu interpretiert, zum hul ' qadii 't, zum gerichtlichen hul '
wird, und die durch die Beschränkung auf die Zeit vor dem ersten ehelichen
Geschlechtsverkehr (arab. qabla ad-du!Jül) bzw. auch nur der Möglichkeit dazu
(arab. !Jalwa)ein Spezifikum darstellt. Allerdings handelt es sich um ein regiona­
les, nicht ein palästinensisches Spezifikum."

Jedoch stellt die "Scheidung auf Palästin ensisch" gegenüber der klass ischen
Variante des !J ul ' und der ägyptischen Variante eine eigene Form der Neuinter­
pretation dar, und zwar im von Benhabib beschriebenen Sinn einer Iteration als

45 In der Sendung .Läzim Nahki", s. Anm. 42, wurde ein junges Mädchen am Gericht
in Ramallah befragt, wie sie diese Regelung empfinde. Sie hatte gerade eine solche
Scheidunghinter sich und sprach sich dafür aus.

46 In Iordanien wurde 2001 zwar ein ljul '-Gesetz eingeführt, das die Scheidung vor und
nach dem ersten ehelichen Geschlechtsverkehr auch gegen den Willen des Mannes
erlaubte(Art. 126), dieseswurdejedoch2010geändertund nun in "iftidä '" umbenannt
(Art. 114: qabladuljül):Engelcke, D.:Process ofFamilyLawReform: Legaland Societal
Change and Continuity in Moroccoand Jordan, Oxford im Druck, S. 241-248.
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Neu- bzw. Umdeutung, als eine Transformierung bestehender Rechtsverhältnisse.
-normen un d -konzepte. Dabei bemühte sich der Oberrichter, Maßstäbe und
Begründungen zu entwickeln, die als "autoritativ" gelten konnten.

Es lassen sich verschiedene die GeschlechtersteIlung gravierend beeinflussende
Rechtsfortbildungen erkennen, die unter dem Vorwand initiiert wurden, Frauen
als den Opfern eines bestimmten gesellschaftlichen Umstands zu helfen:

a) eine Reinterpretation des klassischen hui ', abweichend von der ägypt ischen
Variante;

b) dam it einhergehend ein Verschwimmen der Grenze zwischen Verlöbni s und
Eheschließung, wie unten auszuführen sein wird;

c) eine Umdeutung der Geschlechterrollen bei gleichzeitiger Beibehaltung bzw.
Reifizierung der Hierarchie der Geschlechter und Erweiterung der gericht li­
chen Kontrolle über den Körper der Frau;

d) eine .Ökonomisierung" des Eheko nzepts: neben den Grundsatz, dass, wer
Scheidung wolle, bezahlen müsse, tri tt nun die Formulierung der Regel, dass
hul ' für die Frau das sei, was der talaq für den Mann sei, ja, diese Regelung
"Gleichstellung" bedeute;

e) eine Reform der Scheidungsart wegen ehelichen Zwists, um Frauen nach dem
ersten Geschlechtsverkehr die Scheidung mit dieser Scheidungsform zu er­
leichtern.

Alle Rechtsschulen sind sich einig, dass der Anspruch auf die Brautgabe mit der
Eheschließung un d nicht erst mit dem Vollzug der Ehe entsteht. Aber Eheschlie­
ßung , Vollzug und Brautgabe werden grundsätzlich als eine Einheit angesehen.
Zwar gehöre, so argumentiert Yassari, der eheliche Beischlaf nicht zu den Wirk­
samkeitsvoraussetzungen, doch ist die Ehe die einzige Institution, die eine Ge­
schlechtsgemeinschaft begründet. Die Ehe verändert den Status der Verlobten
und legitimiert den Geschlechtsverkehr," Laut JPSR, Ar t. 14,48 wird die Ehe
ledigli ch durch Angebot und Annahme konstituiert. Weder hier noch in den
folgende n Arti keln werden der vollzogene Geschlechtsverkehr, also dubül, oder
auch halwä, also die Möglichkeit, sich un gestört zurückzuziehen und mithin
Geschlechtsverkehr zu haben, als eine konstituierende Bedingung für die Ehe
erwähnt. Eine unvollkommene Ehe (arab.fasid) ohne Geschlechtsverkehr stellt

47 Yassari, N ., Die Brautgabe im Pamilienverm ögensrecht , Tübingen 2014, S. 39,51 f.
48 Englische Übersetzungwie arabisches Original im Muqtafi einsehbar:http://muqtafi.

birzeit.edu/en/Legislation/GetLegFT.aspx?LegPath=1976&MID=15058&lnk=2, ara­
bisch: http://muqtafi.birzeit.edu/Legislation/GetLegFT.aspx?lnk=2&LegPath=1976&
MID=1 5058 (beide abgerufen am 06.Januar 2016).
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nach Art. 42 explizit keinen eigenen Status dar. Dies gilt nach Schacht auch für
das klassische Recht:"

Die Regelungen im JPSR lauten wie folgt:

~ Erfolgt die Scheidung (arab . tal äq) vor einer "richtigen huiwa", ist die Hälfte
der Brautgabe fällig (Art. 48).

~ Erfolgt die Scheidung (arab. iftiraq) vor der "richtigen ljalwa" auf Betreiben
der Frau wegen eines Mangels ( 'aib) oder Krankheit ( 'illa) (des Mannes) ode r
forder t der Vormund eine Scheidung (tajrfq) wegen Nicht -Gleichheit im Status
( 'adam kafa'a), entfallt die Brautgabe ganz (Art. 49).

~ Wird der Vertrag vor haiwa und duhisi aufgehoben (jusil1a), erhält der Ehe­
mann den gesamten Betrag der Brautgabe zurück (Art. 50).

~ Die Hälfte der Brautgab e bei einer Trennung - egal ob durch tai äq oder ande­
re Scheidungsarten - ist dann fällig, wenn die Trennung vom Mann ausgeht
(Art. 51).

Es ist evident, dass der Vollzug des Geschlechtsverkehrs (arab . dubul) und/oder
die Möglichkeit dazu im "ungestörten Alleinsein" (arab . halwa) rechtliche, vor
allem finanzielle Konsequenzen haben. Dies zeigen die Rechtsfolgen einer Eheauf­
lösung vor ihrem Vollzug. Je nach Konstellation entfallt, so führt Yassari aus, die
Brautgabe ganz oder teilweise . Wichtig ist weiterhin das der Frau zustehende
Verweigerungsrecht. Danach hat die Frau das Recht , den Geschlechtsverkehr
zu verwe igern, solange ihr die fällige Brautgabe nich t bezahlt wurde. Wie Yas­
sari ausführt, ist dies auch zum Schutz der Frau gedacht: Zum einen berühre
das Verweigerungsrecht nich t den Unterhaltsanspruch der Frau, auf der anderen
Seite könne der Mann kein Forderungsrecht aus der Verweigerung ableiten, also
nicht die Leistung der Brautgab e mit der Begründung verweigern, die Ehefr au sei
ihren ehelichen Pflichten nicht nachgekommen. Auch könne die Ehefrau nicht
zur Rückgabe der Brautgabe gezwungen werden, wenn sie sich nach der Leistung
desselben immer noch weigere, ihre ehelichen Pflichten zu erfüllen. Eine solche
Weigerung führe dann allerdings zum Verlust ihres Unterhaltsanspruchs. Das
Verweigerungsrecht wirke damit einseitig als Recht der Frau. Es erlösche, wenn
die Ehe vollzogen werde."

49 .The contract is the onlylegally relevantact in concluding marriage; privacy(kha lwa)
between husband and wife, and consummation (dukhül) are facts which may have
legal effects when the marriage is dissolved, but are not essential for its conclusion":
Schacht, J. : An Introduction to Islamic Law, Oxford 1968, S. 161.

50 Yassari, N ., Die Brautgabe..., S. 39-41, hier besondersS. 40-41.
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Wie das Verweigerungsrecht der Frau beim ersten Geschlechtsverkehr erlischt,
so erlischt im vorliegenden Zusammenhang das Recht der Frau auf die hul '­
Scheidung gegen den Willen des Mannes. Es geht dabei nicht oder nicht in erster
Linie um die Frage, ob die Brautgabe Entgelt für den ehelichen Geschlechts­
verkehr ist oder nicht und der Ehevertrag als "Kaufvertrag" zu interpretieren
sei. Diese schlichte Übertragung, die Eheschließung sei ein Kauf, vereinfacht, so
Yassari, den Sachverhalt unzulässig. Yassari kann aufzeigen, dass der Ehevertrag
weder einen Schenkungs- noch einen Kauf- oder Nutzungsvertrag darstellt. Sie
kritisiert explizit Auffassungen, denen zufolge die Brautgabe als Kauf/Mietpreis
für die Nutzung des weiblichen Genitals zu sehen sei."

Andererseits wird in der Literatur die Meinung vertreten, dass erst mit dem
ehelichen Beischlaf die Eheschließung vollständig sei . Der Zusammenhang
zwischen Vertrag, Vertragsunterschrift, Brautgabe und Ehekonstituierung ist
komplex. Argumentiert man mit Yassari, dass die Minderung der Brautgabe
bei Verstoßung vor Vollzug nicht zwingend dem Konzept der Brautgabe als
"Preis für den ehelichen Verkehr" geschuldet, sondern durch den noch nicht
vollständig abgeschlossenen Prozess des .Verheiratetselns", durch den die
Brautgabe begründet wird, verursacht sei, so bleibt man die Definition dessen
schuldig, was genau unter .Verheiratetsein" verstanden wird. Im vorliegenden
Zusammenhang jedenfalls hat das Stattfinden oder das Nicht-Stattfinden des
Geschlechtsverkehrs Rechtsfolgen, die in diesem Fall die Scheidung betreffen
und über rein finanzielle Folgen hinausgehen. Damit aber verschwimmt die
Grenze zwischen Verlöbnis und Heirat insofern, als der Vertrag nicht allein
als konstituierend betrachtet wird, sondern der vollzogene Geschlechtsver­
kehr hinzutreten muss. Ist dies nicht der Fall, fand also kein Geschlechts­
verkehr statt," ist die Frau eine "mu 'allaqa" und wird damit offenbar nicht
als voll rechtlich verheiratet betrachtet. Dass dies in der Praxis so sein mag,
ist das eine. Die Neuregelung aber hebt diesen rechtlichen Zustand auf eine
juristische und normrechtliche Ebene. Der Vertrag verliert rechtlich - wenn
man den ta 'm im als rechtswirksam ansieht, was er faktisch ist, da er in den
Gerichten angewandt wird - die ihm im JPSR zugestandene Funktion der
Konstituierung einer Ehe.

51 Yassari, N , Die Brautgabe , S. 48-49; 52-53.
52 Yassari, N., DieBrautgabe ,S.39, Anm. 145:hier führt Yassari aus,dassdieHanafiten

und Hanbalitendem tatsächlichen Vollzug der Ehe und die an Sicherheit grenzende
Wahrscheinlichkeit, dass er stattgefunden hat - mit einer halwa - gleichsetzen. Hier
kommtes übrigens wederdaraufan. ob tatsächlich Geschlechtsverkehr stattgefunden
hat, noch, wasdie betroffenen Parteiendiesbezüglich erklären!
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Im bisherigen JPSR sind die Konsequenzen vor allem finanzieller Art und
treten im Zusammenhang mit der Scheidung und im weiteren Umfeld mit der
Schuldfrage auf. Relevant ist das Prinzip: Wer schuld ist bzw. die Scheidung
will, muss zahlen. Das gilt im modernen - im Gegensatz zum klassischen ­
Recht auch in anderen Bereichen. Der Qädl al-Qudät wurde nicht müde, in
seiner Vorlesung zu betonen, dass Scheidung insgesamt nicht erwün scht sei.
Gehe sie eindeutig vom Man n aus, der selbstverständlich das Recht auf !aläq
in seine r Hand hat und hab en solle, und treffe sie eine Frau unverschuldet, so
handele es sich um einen !aläq ta 'assufi, einen willkürlichen tal äq, der Aus­
gleichszahlungen für die Frau nach der Scheidung (arab. : ta 'wid) nach sich
zieht. Dies sei bereits in verschiedenen muslimischen Personalstatuten so ge­
regelt und solle, so der Oberri chter, auch in Palästina so geregelt werden. Nun
fügt der Diwän aber eine andere Rechtsfolge hinzu: das Recht auf Scheidung
GEGEN den Willen des Mannes. Schuld spielt keine Rolle in diesem Kontext,
sondern der Vollzug oder Nichtvollzug der Ehe. Dieses Recht hat darüber hin­
aus zwar AUCH einen finanziellen Aspekt, insofern als die Frau bezahlen, das
Recht auf die Brautgabe aufgeben bzw. eine andere Summe aufbringen muss,
sie erweitert aber den Entsch eidungsspielraum bzw. Scheidungsspielraum der
Frau erheblich. Allerdings ist dieses Recht immer an ein gerichtliches Verfah­
ren gebunden.

Man könnte argumentieren, das oben genannte Argument aufgreifend, dass
der nicht erfolgte Geschlechtsverkehr diesen Spielraum in dieser Variante der
bul ' ermöglicht: Weilkein Geschlechtsverkehr stattfand, hat sich kein "normales"
eheliches Paarverhältnis oder .Verheiratetsein" eingestellt. Dieses Argument geht
aber doch davon aus, dass der Mann gegen eine Bezahlung (Brautgabe, Lebens­
unterhalt) Anspruch auf den Geschlechtsverkehr hat. Geschlechtsverkehr ist mit
Bezahlung verbunden, auch wenn es sich beim muslimischen Ehevertrag nicht
um einen "Kaufvertrag" im reinen Sinne handelt. Das vom Qä91al-Qudät bemüh­
te Argument, es gäbe ja keine Kinder, ist hingegen logisch sinnlos, denn es ist ja
nicht sicher, dass ein erster Geschlechtsverkehr bereits zur Zeugung eines Kindes
führt. Jedoch rückt damit der Geschlechtsakt ins Zentrum der Debatten und der
Öffentlichkeit. Vollzug und Nichtvollzug einer Ehe müssen vor Gericht debattiert,
eventuell sogar bewiesen, auf jeden Fall im Formular von der Frau angegeben wer­
den. Aus Geschlechterforschungsperspektive hat dies eine zunehmende Kontrolle
des Gerichts über den weiblichen Körper, die Jungfräulichkeit bzw.Sexualität von
Frauen zur Folge. Der män nliche Körper wird nicht verhandelt, auch wenn er im
"ersten Geschlechtsverkehr" selbstverständlich implizit eingeschlossen ist, und
zwar als der aktive Part.
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All diese Implikationen finden sich in der Narrative des Qä<;li al-Qudä t - un d
der Medien insgesamt - als Konsequ enz einer sozialen Notlage. Junge Mädchen,
bei deren Eheschließung es sich meist um eine Erstehe handeln dü rfte, die mit ­
hin nach gesellschaftlicher Sicht als Jungfrauen zu gelten haben, befinden sich in
einer Notsituation: Sie haben einen Ehevertrag untersch rieben, der sie bindet ,
doch die jungen Männer verlassen sie bzw. vollziehen die Ehe nicht mit ihnen,
so dass sie gesellschaftlich als verheiratet gelten und nicht auf Bräuti gamschau
gehen können. Ob dies tatsächlich die Grundlage der Neuregelung ist, bleibt
dahingestellt und muss durch wissenschaftliche Forschung weiter untersu cht
werden. Es könnte einfach die Erklärungs- bzw. Rechtsfertigungsfolie sein, vor
der die gesellschaftliche Diskussion (in den Worten des Oberrichters: die Sa­
che wurde "politisch") keine Befugniserweiterung der Frau zur Initiierung der
Scheidung im großen Stil erlaubte. Die skurrile Argumentation, dass Frauen
nach dem Geschlechtsverkehr ein Recht missbrauchten , das sie vor dem Ge­
schlechtsverkehr aus angeblich gesellschaftlichen Notwendigkeiten zu ihrem
Schutz zugestanden bekommen müssten, zeigt, dass dies nicht das zugrunde
liegende Argument sein kann. Zahlen muss die Frau ohnehin, jedoch ist dies,
wie gesehen, inhärent im islamischen Recht: Wer die Scheidung initiiert, muss
bezahlen.

Es wird hier ein neues Geschlechterverhältnis auf der Gru ndlage biologis­
tischer, theologischer und sozial begründeter Argumente geschaffen, welches
die Geschlechterhierarchie perpetuierend bzw. neu konstruierend explizit auf
den Schutzstatus der Frau und eben gerade nicht ihre freie Verfügung über
ihren Körper abhebt und die gerichtliche Kontrolle in diesem Bereich verstärkt.

Abschließend ist die Frage zu klären, ob der Qä<;li al-Qudät sich bewusst
als Quasi-Gesetzgeber gerierte und inszeni erte . Dieser Aspekt ist zentral und
er wird von anderen Akteuren im Feld, insbesondere den Vertretern des Staa­
tes, kritisch gesehen . In einem Interview am 13. Oktober 2014 bestätigte Hasan
al- 'Ürl, Rechtsberater des Präsidenten in Gesetzgebungsverfahren, dass diese
Regelung verfassungswidrig sei. AI- 'Üri kritisierte, dass der igtihäd eines einzel­
nen Gelehrten dazu geführt habe, eine in den Gerichten angewendete Regelung
hervorzubringen. Man müsse stattdessen das Gesetz ändern. Der Vorgang ist
ein beredtes Belegstück für den palästinensischen Rechtspluralismus und die
insgesamt die muslimischen Staaten kennzeichnende Interferenz von qänün und
fiqh, von kodifiziertem Recht und islamischem Recht. Er wird politisch delikat,
weil der Oberrichter Hasan al-G ügu im von der HAMAS regierten Gaza seinen
Kollegen in der West-Bank nicht unterstützt, sondern in dasselbe Horn stößt wie
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al- 'Üri, ein Beamter der Regierung in Ramallah. Er lastete den "Brüdern" auf der
West -Bank igtihad an, dem er nicht folgen könne."

Zurück zur Hypothese, dass durch das geschilderte rechtliche Vakuum ver­

schiedene Akteure ermuntert werden, ihren Spielraum zu erweitern und mit
Argumentationen, die hier auszugsweise vorgeführt wurden, Recht "gesetzt",
haben. Wieso konnte der Diwän Qä<;ii al-Qudät legislative Kompetenz an sich

reißen? Eine Umfrage des Institute of Wornan's Studies der BZU 2013 ergab,
dass eine steigende Anzahl von Menschen in der palästinensischen Bevöl­

kerung (West-Bank und Gaza) gerade die Scharia-Gerichte als Agenten der
rechtlichen Weiterentwicklung sehen bzw. sehen möchte (von 26 % im Jahr

2000 erhöhte sich dieser Prozentsatz auf 35 % im Jahr 2013 im Bereich des
Familienrechts). Hammami und [ohnson werten dies nicht als eine Entwick­

lung hin zum religiösen Konservativismus, sondern als eine praktische Ent­

scheidung: Die Scharia-Gerichte existieren und funktionieren, das Parlament
existiert und funktioniert nicht. "

53 In Läzim Nahki, s. Anm. 42.
54 Hammami, R., u. [ohnson, P., Changeand Conservation: FamilyLawReformin Court

Practice and Public Perceptions in the Occupied Palestinian Territory. Summary and
Report of2013 FamilyLaw Survey Findings with Support from UNDP, Birzeit2013,
S.4.


